
Gemeinde Herzlake, Bebauungsplan Nr. 52A  
„Busemühle, 2. Erweiterung“ 

 

1 Textliche Festsetzung (BauNVO 1990) 

1.1 Nutzungen im allgemeinen Wohngebiet 
Im allgemeinen Wohngebiet (WA) sind folgende gem. § 4 Abs. 3 BauNVO aus-
nahmsweise zulässigen Nutzungen nicht zulässig: 

 Gartenbaubetriebe, 

 Tankstellen, 

 Arbeitnehmerwohnheime gem. § 4 Abs. 3 Nr. 1 und 2 BauNVO (Unterkünfte für 
Beschäftigte, die keine Wohnungen im Sinne des § 44 NBauO sind). 

(§ 1 Abs. 6 i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO). 

 

1.2 Grundflächenzahl 
Eine Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl i.S.v. § 19 Abs. 4 Satz 2 
BauNVO ist nicht zulässig. 
 
1.3 Nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind bis zu einem Abstand von 3 m 
zu den öffentlichen Verkehrsflächen - zwischen Straßenbegrenzungslinie und stra-
ßenseitiger Baugrenze -, im Bereich des festgesetzten Überschwemmungsgebietes 
der Hase und Garagen im Sinne des § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen i. S. d. § 14 
Abs. 1 BauNVO, soweit es sich um Gebäude handelt, nicht zulässig. Auf den übrigen 
nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind die o. g. Anlagen zulässig. 

 

1.4 Höhe baulicher Anlagen 

Bezugspunkt für die festgesetzten Höhen ist die Fahrbahnoberkante der Busemüh-
lenstraße in der Mitte vor dem jeweiligen Baukörper. 
Die Höhe der Oberkante des fertigen Fußbodens des Erdgeschosses (Sockelhöhe 
SH) darf max. 0,50 m über dem Bezugspunkt liegen und muss aus Gründen des 
Hochwasserschutzes mind. 19,5 m über NN betragen (entsprechend Bemessungs-
hochwasser HQ100). 
Unter der Firsthöhe (FH) ist die Oberkante des Firstes zu verstehen. Untergeordnete 
Gebäudeteile, wie Antennen oder Schornsteine, bleiben unberücksichtigt. 
 

1.5 Grünordnerische Festsetzung (§ 9 Abs. 1 i. V. m. § 1a BauGB) 

1.5.1 Festgesetzte Einzelbäume 

Im Umkreis von 3 m vom Stammfuß der festgesetzten Einzelbäume sind Versiege-
lungen sowie Aufschüttungen und Abgrabungen zu vermeiden. Bei natürlichem Ab-
gang, bei einer Befreiung oder bei einer widerrechtlichen Beseitigung ist eine gleich-
artige Gehölzanpflanzung oder eine Pflanzung mit einem hochstämmigen Laubbaum 
der potenziell natürlichen Vegetation gemäß der Pflanzliste vorzunehmen. 



2 Örtliche Bauvorschrift (gem. § 84 NBauO)  
2.1 Dachneigung 

Die Hauptdächer sind als geneigte Dächer mit Dachneigungen von mindestens 20 ° 
auszubilden.  

Ausgenommen von dieser Festsetzung sind Garagen und Nebengebäude sowie 
Wintergärten (mit verglasten Außenwänden) und untergeordnete Gebäudeteile. 
 

3 Hinweise 

3.1 Bodenfunde 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Boden-
funde gemacht werden, sind diese unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde, der 
Gemeinde oder einem Beauftragten für die archäologische Denkmalpflege anzuzei-
gen (§ 14 Abs. 1 NDSchG).  

Bodenfunde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige 
unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die 
Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet (§ 14 Abs. 2 
NDSchG). 

 

3.2 Artenschutz 
Eine Beseitigung von Gehölzen bzw. eine Bauflächenvorbereitung darf ausschließ-
lich außerhalb der Brutzeit der Vögel (d.h. nicht in der Zeit von Anfang März bis Ende 
August) erfolgen. Alternativ ist das Nichtvorhandensein von Nistplätzen unmittelbar 
vor dem Eingriff zu überprüfen. 
 
 
3.3 Regenwasserleitung 
Vorhandene Regenwasserleitung 
Die Leitung darf weder mit Bauwerken überbaut noch mit Bäumen oder Sträuchern 
bepflanzt werden.  
 

4 Nachrichtliche Übernahme 

4.1 Überschwemmungsgebiet 

Der südliche Rand des Plangebietes befindet sich im gesetzlichen Überschwem-
mungsgebiet der „Hase“. Es gelten die besonderen Schutzbestimmungen des § 78 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). 
 


